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Das sıch ın der praktischen Verkündigungsarbeit bewußt- hinausführender Gottesglaube ann sehr ohl begreiflich
machen heißt nıcht diıe Gottesfrage NUur für sıch darstel- machen, wI1e menschliche Selbstverwirklichung möglıch

1St un über welche Grenze hınaus diese umschlägt ıInlen, als ob (sott welt- un geschichtslos waAare. Vielmehr
gilt den Gottesglauben selbst als die grundlegende un Selbstzerstörung. Dıies einzelnen Menschen aufzuzel-
zugleich ganz aktuelle Korrektur un: Begradigung SCH un: ıh davon überzeugen 1St keine einfache Sa-
menschlicher Strebungen, Interessen un Vorurteıile ‚E1IN- che ber schwierig 1St S$1e nıcht, da S$1e Sal nıcht erst
zusetzen“ versucht werden könnte. Wenn 65 eınen Weg 21bt, gerade
Das sollte ohne Scheu geschehen. Denn eın ratiıonal Ver- dem Glauben entfremdete Junge Leute wıeder näher
antworteter, aber die endliche Vernuntft über sıch selbst dıe Kıirche heranzuführen, dann diesen. Seeber
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Ehescheidungsrecht: Randkorrekturen der VO (‚Jesetz $ 56% Abs BGB)

vorgesehenen zeıitlichen BegrenzungUuUrc Verfassungsgericht der ımmaterıellen Härteklausel (Schei-
dung endgültıg nach Jahren Iren-

Dıie „Frankfurter Rundschau“ meılnte tiıgung durch das Bundesverfassungs- NUunNng auch den Wıderspruch el-
WAar bereıts nach den beiden Urteilen gericht die Grundzüge des

NC Partners selbst beı Vorliegen einerdes Bundesverfassungsgerichts VO Scheidungsrechts testgeschrıeben. nıcht materıellen ärte e1ım Gleich-
A Februar 1980, 19008  — dürften die BEO- Zu befassen hatte sıch das Bundesver- stand der Voten VO  n bleibt c be]ßen verfassungsrechtliıchen Auseınan- fassungsgericht ın den dreı bisher ab- der VO Gesetz vorgegebenen Rege-dersetzungen ber das NEUEC Ehe- un
Famıilienrecht vorbeı se1ın. ber abge- geschlossenen Verftfahren sowohl| mıt lung. Dıie vier Rıchter, durch deren

schlossen sınd diese auch nach dem dem materıiellen Scheidungsrecht (Ur: Auffassung die Entscheidung 1mM Sınne
teıl des Ersten Senats VO 28 Februar des geltenden Gesetzes wird,Jüngsten un drıtten Urteıl ZU

VO 1980) wıe mıt dem Unterhaltsrecht raumen lediglich die Möglichkeıt eınEherechtsänderungsgesetz (Urteil' des Ersten Senats VO 14. Julı Hınweıs, daß auch der Bevoll-
14. Junı 976 nıcht. och stehen Ent-
scheidungen VO Karlsruhe aus ZzUuU

un dem Versorgungsausgleich mächtigte der Bundesregierung in der
(Urteıl des Ersten Senats ebentalls mündlichen Verhandlung gesehenAusgleich VO privaten Rentenanwart-
VO 28 Februar In allen dre]ı habe dafß der Ausspruch der Schei-schaften insbesondere Betriebsren- Urteilen wurden dıe Grundlinien des dung den nıcht scheidungsbereıtenten $ Abs un ZUr Mög- Rechts für verfassungskonform Ehepartner auch nach Ablauf von fünflıchkeit einer vertraglichen Vereinba- erklärt un: 1Ur In Z7We] Fällen FEınzel-

rung 1mM Fall der Scheidung über den Jahren ZUr Unzeıt treffen könne,
vorschritten aufgehoben bzw bean- da{fß hıer ine erweıterte Befugnis desAusgleich VO  —; Anwartschaften auf standet. Rıchters ZUr VerfahrensaussetzungVersorgung bzw der Vorschriuft nach dem Jjetzıgen Recht 1St dieses

VO Absatz Satz Z der Bestätigt wurde VO Verfassungsge- nach dreı Jahren (GGetrenntseıin auf eındie Genehmigung der Vereinbarung richt VOT allem das Recht des Gesetzge-
bers, das Verschuldungs- durch das Zer- Jahr, nach füntf Jahren Getrenntseındurch das Familiengericht vorschreıbt. auf eın halbes Jahr begrenzt gerecht-Da c sıch beım Versorgungsausgleich rüttungsprinzıp abzulösen. Dıie Ausrich-

be] Privatrenten einen einmalıgen tung des Scheidungsrechts Zerrüt- fertigt se1ın könne. aber die gel-
tende Regelung für bestimmte Fall-Ausgleich In bar handelt, der für den tungsprinzıp sel1 nıcht 1m Wiıderspruch lagen verfassungsrechtlich bean-Ausgleichsverpflichteten ıne Art bs. 1 des Grundgesetzes,

der Ehe un: Famliulıe den beson- standen seın könnte, habe das Gerichtgroße finanzıelle Belastung bedeutet, (da solche Fall-Lagen nıcht gegeben1St klar, da{ß 65 versorgungsrechtlich deren Schutz der staatlıchen Ordnung
dabei jedenfalls keıine Bagatelle stellt. Ebenfalls mıt der Verfassung waren) nıcht entscheıden gehabt.
gyeht Zudem muß Ja, das Ver- vereinbar 1St nach dem Urteil des Bun- In seınen Grundzügen bestätigt wurde
fassungsgericht Gesetzesänderungen desverfassungsgerichts die unwiıder- auch das Scheidungsfolgerecht sowohl

1n seınen unterhaltsrechtlichen Rege-vorgeschriıeben hat, nochmals der Ge- legbare Vermutung des Scheiterns der
setzgeber 1n Aktion treten, daß die Ehe nach dreiyährıgem Getrenntleben lungen Ww1e€e bezüglıch des Versor-
endgültige Oorm des Eherechtsän- gungsausgleichs. Insbesondere wiırdder Ehepartner.
derungsgesetzes noch lange nıcht test- Deutliche Meinungsverschiedenheıten bestätigt, da{f auch das Umnterhaltsrecht
steht. Allerdings sınd Nnu  — nach Bestä- 1m Gericht gyab 65 lediglich hinsıchtlich VO Gesetzgeber unabhängıg VO
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T’rennungs- un Zerrüttungsverschul- rıgen Auswiırkungen des Versorgungs- deren Überlegungen. Rechtsungleich-
den gestaltet werden ann Ausdrück- ausgleichs begegnen: Grund des eıt vermeıden stelle eın wesentlı-
ıch als verfassungskonform erklärt Splittings I1STt die wirtschafrtliche Sıche- ches Allgemeininteresse dar, das die
wurde der Aufstockungsunterhaltsan- rung des sozial Schwächeren. Dieser Inkraftsetzung des Scheidungs-
spruch (nach 15/3 Abs BGB) eınes 7weck entfällt, WEeNN sıch der vVOrgecsSCc- rechts für alle scheidenden Ehen
Erwerbstätigen, dessen Einkommen hene Schutz Sal nıcht ANSCMESSCH rechtfertige.
4aUs$Ss Erwerbstätigkeit nıcht den vollen gunsten des Berechtigten auswiırkt,
Unterhaltr erreicht,; wobelı, WIe on Lediglıch 1m Zusammenhang mıt demsondern der Solıdargemeinschaft oder Versorgungsausgleıch wırd einge-1mM Unterhaltsrecht auch, die „ehelıi- dem Staatshaushalt (ım Falle VO  ; Be-
chen wirtschaftlichen Lebensverhält- amtenpensionen) ZUguLe kommt (im raumt, könnten Unbilligkeiten 1m

Falle VO „Altehen“ entstehen,nısse“ als Ma{{istab gelten haben Falle des trühen Todes des Berechtig-
ten oder WEeNN beıim Ausgleıichsver- WECeNnNn eın aar schon lange

Aufgehoben hingegen wurde ebt Dem Rechnung Lragen reichen
Abs BGB, sSOWwelılt damıt die Anwen- pflichteten eın Versicherungsfall trü- aber nach Meınung der Rıchter Eın-her eintrıtt als beıim Anspruchsbe-dung der Härteklausel des rechtigten). In solchen Fällen würde zelbestimmungen über VErSOTSUNgGS-
bs. 1 BGB (Ausschlufßß des Unter- rechtliche Einschränkungen (zdas Eıgentumsrecht des Unterhalts-haltsanspruchs bei grober Unbillıg- verpflichteten 1m Sınne des AÄArt $ 1587c BGB un 12 Nr Abs
keıt) auch 1in besonders gelagerten Abs verletzt. Während der Ver- des Eherechtsänderungsgesetzes)
Härtetällen ausgeschlossen wurde. Es Au  ® Dıie Entscheidung ZUugunsten dersorgungsausgleıch bzw. das Renten-geht dabe] die Bestimmung, daß Gleichbehahdlung VO Alt- un Neu-
eın Unterhaltsanspruch auch be] STO- splıtting für sıch Eigentumsrechte des ehen sowohl 1mM materıellen Schei-Versicherten nıcht verletzt, da dıe el-ber Unbilligkeit bestehe, WeNnNn der gentumsrechtliche Posıtion des Ver- dungsrecht WIE 1MmM Scheidungsfolge-
Ehepartner, der Unterhalrtrt bean- recht wurde 1n einem eıl der Offent-
sprucht, ein gemeinsames ınd pfle- pflichteten VO vornhereın „durch dıe

Ehe bestimmt un gebunden” sel, iıchkeit durchaus kritisch aufgenom-
SCh oder erziehen hat Dıiese Rege- INECN (vgl 95  1€ elt  “ 80); realı-
lung wıderspreche 1im Sınne des dürfe der Gesetzgeber ELW. aus stischerweise konnte aber aum eıne
Abs dem Recht des Betroffenen Gründen der Kostenneutralıtät nıcht

erworbene rentenversicherungsrecht- andere Entscheidung erwartet WCI-

auf freıie Entfaltung der Persönlich- den
eıt (Gemeılnt Fälle, iın denen lıche Posıtionen des Ausgleichsver-

pflichteten ZUgunsten des Ausgleıchs- Dasselbe gılt ohl auch hinsıchtlichder Unterhalt beanspruchende Partner
den ZUr Zahlung aufgeforderten In berechtigten kürzen, „ohne Härtetälle der Biıllıgung des Zerrüttungsprinzips.
seiınen Persönlichkeitsrechten verletzt. berücksichtigen, die dadurch eNL- Es tie] dem Verfassungsgericht nıcht

stehen, da{fß die RentenanwartschaftIm Falle einer Ursprungsklage wohnte schwer, dafür plausıble Begründungen
des Ausgleichsberechtigten späater tormulieren. Der Grundsatz derdie Trau nach Trennung VO  — ihrem nıcht ANSCMECSSCNECNH Leistungen Lebenslänglichkeit die KarlsruherMannn 1mM Erdgeschols der geme1nsa-

INEeE  —$ Wohnung mıt den gemeınsamen tührt“ Insofern sınd nıcht die Vor- Rıichter In ihrem Urteil VO 28 Fe-
schrıiften selbst verfassungswidrig, bruar 980 ZzUuU materıellen Sche1i-Kındern un einem Partner -

SamMmen; 1n eiınem anderen Falle jeß aber sS1e edürten aus$s Verfassungs- dungsrecht edeute durchaus, da{fß
gründen der ergänzenden Regelun- die Ehe VO beiden Partnern als dau-sıch die Trau gegenüber dem Kläger
SCcHh Der Gesetzgeber wırd aufgefor-ine absichtlich herbeigeführte ernde Gemeinschaftt beabsichtigt un

schwere Geschäftsschädigung —_ dert, diese bald trettfen. versprochen wırd un da{fß s1e auch
Für alle Bereiche des Scheidungsrechts nach ıhrem Inhalt auf Lebenszeit ANSC-schulden kommen. Durch Aufhebung

des bs. 2 BGB sollte dem bestätigt das Verfassungsgericht die legt 1St. och könnten Ehepartner
VO Gesetzgeber getroffene einheitlı- der Aufgabe ihrer VerwirklichungMißbrauch VO  $ Unterhaltsansprüchen che Regelung für alle Ehen Der (Ge- durch schicksalhafte oder .durch S1edurch „Miıtnahme“ eınes Kındes das

ınd würde in diesem Fall Miıttel Zzu setzgeber se1 verfassungsmäßıg nıcht selbst verantwortende Verstrickun-
gehindert SCWCESCNH, das NEUC Recht SCn scheitern. Das Schutzgebot der7weck vorgebeugt werden. auch für Ehen einzuführen, die VOT Verfassung gewährleiste daher die le-

uch ZUr Regelung des Versorgungs- dem 1. Julı O also VOT Inkrafttre- benslange Ehe nıcht „abstrakt“, SON-

ausgleichs gyab NUur ıne Beanstan- ten des 1. Eherechtsänderungsgeset- ern In ihrer Ausgestaltung als n VCL-
dung. In dem Urteil des Ersten Senats ZECS, geschlossen wurden. Dasselbe gıilt weltlichte“ bürgerlich-rechtliche Ehe
VO 28 Februar wırd ‚.War das Ren- für das Unterhaltsrecht (Urteıl VO Damıt bleibe dem Gesetzgeber be1 der
ten-Splitting als Grundlage des Ver- 14. Julı WI1e für den Versor- Regelung der Voraussetzungen der
sorgungsausgleıchs ZWAar als miıt dem gungsausgleıich (Urteıl VO 78 Fe- Eheauflösung eın „erheblicher Gestal-
Grundgesetz tfür vereinbar erklärt, bruar Es widerspreche nıcht der tungsspielraum“, den dieser ZENULZL
aber mıiıt der Maiigabe, „dafß durch Verfassung, „Altehen“ un „Neu- habe, nıcht die Scheidung CI -
ine ergänzende Regelung die Mög- ehen“ gleich behandeln. Hıer leichtern, sondern den Prozefß der
iıchkeit geschaffen werden mußß, nach- wurde dem Rechtsgut der Rechtsgleich- Scheidung menschlicher UN: sachgemä-
träglıch eintretenden grundrechtswıid- heıt der Vorzug gegeben VOTLT allen - ßer gestalten.
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Erwin Wilkens schrieb ıIn einem Kom-uch mı1t der Unwiderlegbarkeit der nıcht Taten. Die Forderung

Zerrüttungsvermutung nach reıl Jahren mentar den 198%0er Urteilen: des stellvertretenden Leıiters des Kom-
Trennung habe der Gesetzgeber sel- „Der Wıderspruch zwıischen einem miıssarıats der Bischöfe, Johannes Nıe-
191 Gestaltungsbereich nıcht über- 1m Verfassungsrecht anerkannten ho- Yy|  9 der Gesetzgeber möÖöge nach
schritten. Das Argument, mıt dem die hen sıttlıchen Kang der Ehe einerseılts den Verfassungsurteıilen die FEhe-
Verfassungsrichter den Vorwurf des un: der wertfreıen Regelung mensch- rechtsreform „noch eiınmal grundsätz-
„Scheidungsautomatismus” wıderle- lıcher un gesellschaftlicher Verfah- iıch überprüfen“ (vgl KNA, 16 81),
SCN, 1St allerdings schwach. Auft den rensabläufe 1im übrıgen Rechtsleben dürfte deswegen eın TOMMEr Wunsch
Gestaltungs- bzw Entscheidungs- andererseıts verdeutlicht aufs NEeUeE die leiben. Das Verfassungsgericht hat
spielraum des Richters durch Ausset- gegenwärtige Krise 1im Eheverständ- einıge wenıge Korrekturen angebracht

un ırd vermutlich weıtere anbrin-ZUNg des Verfahrens als Gegenargu- 15.  “ Wılkens gab damıiıt zweiıtellos
men verweısen überzeugt nıcht. eıne breite Meınung ın beıden Kırchen SCNH, dıe mehr Einzelfallgerechtigkeit Cer-

Da ware 65 schon ehrlicher SCWESCH, wıeder. ber das Verfassungsgericht möglıchen, ANSONSTITEN aber hat der
einfach zuzugeben, da{fß 1mM Falle einer bıetet eben keinen Ausweg aus diesem Regierung un den S$1e tragenden Par-
konsequenten un logısch überzeu- VWiıderspruch un veranlafit auch telen bzw dem Gesetzgeber auf der
genden Einführung des Zerrüttungs- den Gesetzgeber iın dieser Rıchtung Sanzecn Linıe rechtgegeben.
prinzıps gar nıchts anderes übrıg
le1bt, als nach festen Fristen VOCI-

fahren, weıl alles andere SystemStÖ-
rend wäre. Polen DIıe Krise un der: Primas
Dennoch bleibt hinsıchtlich dieser
konsequenten Durchführung des Zer- 95  ır leben In einer sehr schwıerigen auf, die beıde bıs ihrem Amtitsantrıtt
rüttungsprinzıps eın Unbehagen, das Sıtuatlon, aber wir glauben, da{fß der relatıv unbekannt Der Ver-
eın eıl der Rıichter mIıt einem be- Zeıtpunkt kommt, Nsere Natıon Lraute Wyszynskıs (ın dessen Gnese-
trächtlichen eıl der Offentlichkeit kann, die Krise 1St überwun- nNer Sekretarıiat Glemp VO 96/ bıs
gemeın hat Das äßt sıch ablesen den Diese Worte des Priımas 1979 dem Prımas als Kırchenrechtler
der Gespaltenheit des Bundesverfas- VO  =$ Polen, Erzbischof Jözef Glemp, SC zuarbeıtete) wırd insofern neben der
sungsgerichts iın der Beurteijlung der sprochen unmıttelbar nach seıner auf Ausgleich un:! Vermittlung be-
Begrenzung der immateriıellen Härte- Julı erfolgten Ernennung (vgl H dachten kırchenpolıtischen Kontinu-
klausel auf fünf Jahre WAar konnten August 1981, scheinen ıne ıtät auch die Einheit 1m Episkopat
die vier Rıchter, dıe die Begrenzung zeıtlose Gültigkeıt anzunehmen. Der wahren vermÖögen. Außer dem Vorteıl,;
der Härteklausel befürworteten, für ihnen innewohnende Optimısmus ftreı- sıch 1n der Bischofskonferenz keiner
ihre Argumentatıon 1INns Feld führen, ıch beginnt schon mancherorts bestimmten Strömung angeschlossen
daß ine Ehe ach fünt Jahren Iren- schwinden. ber es dürfte den VO haben, kommt Glemp die Tatsache

allen Seıten den Kirchenfüh-Nungs endgültıg gescheıitert sel, ent- ZUgULE, daß seIlt die gemischte
spreche der Lebenserfahrung. Dem Her herangetragenen Erwartungen SC- Staat-Kirche-Kommiuission 1m Herbst

wıederbelebtwıdersprachen die vier anderen Rıch- hören, Hoffnung verbreıten. VEITSANSCHNCNH Jahres
er auch nıcht, meınten aber, 1m Falle Ebenso schnell, W1€e VO  —; Johannes Payul wurde auch Konzept un Taktık der
einer außerordentlichen Härte für den IL. ErNANNT, hat sıch der Nachftolger Autorıtäten Polens näher analy-
niıchtscheidungswilligen Partner se1l Kardınal Wyszynskıs (vgl Julı sıeren konnte. Man Sagt ıhm nach, mıt
auch die Nichtscheidung einer SC- 1981, 352-—35/) mIıt der Aut- seıner eilnahme den Sıtzungen

dieses Gremıiums wesentlich ZUr Ver-scheiterten Ehe u. Ü geboten. gabe Vertraut gemacht. Der apst
‚WEe1l Rıchter, dıe auch verfassungsmä- hatte gerade die VO ıhm selbst SC sachlıchung der Debatte beigetragen

setizte 30tägıge Irauerzeıt verstreli- habenßige Bedenken die unwiıderleg-
bare Zerrüttungsvermutung hatten, chen lassen, bıs die bereits Leb- Solch günstige Dıiısposıtion 1St ANSC-

odie Meınung, es könne zeıten des rüheren Primas abgespro- sıchts der polıtischen un wirtschafrtli-
geboten se1ın, da{fß Ehen unscheidbar chene Wahl bekanntgab. Rechtzeıitig chen Lage auch eın Kapıtal, dessen der
leiben. Es gelte das Vertrauen, „dafß VOT Begınn des außerordentlichen Kon- NCUE Primas nıcht haben annn
eın Ehepartner die Ehe nıcht einselt1ig ZTEIIES der Polnischen Vereinigten Ar- Denn der freimütig W1e€e noch nıe VOT-

gezielt un böswillıg aufkündigen beiterpartei ermöglıchte die Kırche bereitete Parteıitag VO 14 bıs Julı
kann  8 schützen. Das gleiche Argu- damıt den polıtisch Verantwortlichen, hat keineswegs die schnelle Wende SC-
ment bewegt ohl auch jene 5/ Pro- sıch auf iıhren künftigen Gespräch- bracht. Und auch der Jahrestag des
ZEeENLT der erwachsenen Bevölkerung, einzustellen. Dıiıe Bestellung August 1980 zwıschen Regıe-
die nach eıner Allensbach-Umfrage eınes vergleichsweise Jungen un nıcht rungs un „Solıdarıtät“ geschlossenen
VO Anfang 980 N „nıcht c  gut tin- der „ErSten Lin:e“ der Metropolıten Abkommens o1bt wenıger Anlafß ZUur

den, dafß be] Ehescheidungen keıne zugehörıgen Bischofs welst eıne SC- Freude als ZUr Skepsıis. Und dafß der
Schuldfeststellung mehr getroffen WwISse Parallele sowohl Wyszynskı Natıonalkongrefß der freien Gewerk-
wırd. als auch dessen orgänger Hlond schaftsbewegung Im September den


